Hamburger Erklärung des BDS/DGV

Strukturwandel in der Kreditwirtschaft und Basel II - Ernste Bedrohung für Mittelstand und soziale Marktwirtschaft

Der Strukturwandel in der Kreditwirtschaft und die anstehenden grundlegenden Änderungen des als Baseler Akkord bezeichneten bankenaufsichtlichen Regelwerks führen zum größten Umbruch der Finanzierungsbedingungen in der deutschen Wirtschaft seit der Weltwirtschaftskrise 1929 und dem Bankenkrach von 1931, mit gravierenden Auswirkungen für den Mittelstand.

Der BDS/DGV hat seit 1999 die tiefgreifenden Veränderungen der Finanzierungsbedingungen thematisiert und zu einer Zeit, als das deutsche Kreditgewerbe und die Politik noch weitgehend einen Club der Ahnungslosen bildeten, mit einer Bundesratsinitiative über das Land Baden-Württemberg und der großen Berliner Podiumsdiskussion vom 20.02.2000 zum Thema "Baseler Akkord - wie lange haben Selbständige noch Kredit?" die Kritik und die öffentliche Diskussion der vom Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht vorgelegten neuen Eigenkapitalvorschriften in Gang gesetzt.

1. Ausgangslage

Die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen bestrafen in Deutschland bis heute die Bildung 

betriebswirtschaftlich vernünftiger Eigenkapitalquoten. Dieser von allen Bundesregierungen im Einklang mit den damaligen Interessen der Kreditwirtschaft betriebene unsinnige Ansatz hat bekanntlich insbesondere im Bereich der KMU zu extrem niedrigen Eigenkapitalquoten von 10 bis 12 % und in der Folge zu der mit dem Begriff "Kreditlastigkeit" verniedlichten Abhängigkeit von der Kreditgewährung durch die Banken und Sparkassen geführt.

Völlig anders als in den USA und Großbritannien, sind in Deutschland ca. 70% der Unternehmen, und hier insbesondere der mittelständischen Unternehmen, auf eine Kreditfinanzierung durch die Banken angewiesen. Die Kreditfinanzierung des Mittelstands durch die Banken ist daher in Deutschland mehr als in anderen Ländern ein bestimmender Faktor für die Leistungsfähigkeit der gesamten Wirtschaft und der Stabilität der sozialen Marktwirtschaft.

2. Massivster Umbruch der Finanzierungsbedingungen

2.1 Rückzug der Banken aus der Kreditfinanzierung

Bedingt durch die politisch gewollten extrem niedrigen Eigenkapitalquoten, war die Kreditfinanzierung, insbesondere des Mittelstandes, jahrzehntelang eine sichere "cash-cow" der Banken. Eine Situation, mit der die Kreditwirtschaft nach den Worten hochrangiger Vertreter, wie z.B. des Vorstandssprechers der Dresdner Bank, Dr. von Harbou, auf dem Kongress "mind change" am 14.03.2001 durchaus weiterhin hätte gut leben können.

Im Rating der Banken durch die international agierenden Anleger gilt das Kreditgeschäft jedoch seit längerem als "ertragsschwach und risikobehaftet", was die Banken angesichts einer inzwischen blindwaltenden Kapitalmarkt- und Shareholder Value-Orientierung seit ca. 4 Jahren zum zunehmenden Rückzug aus dem Kreditgeschäft veranlasst.

Ein Prozess, der für sich genommen bereits zu gravierenden Problemen im Bereich der KMU führt, die jedoch in Deutschland derzeit noch teilweise durch Sparkassen, Landesbanken sowie Volks- und Raiffeisenbanken aufgefangen werden.

2.2 Änderung der Eigenkapitalregeln für Banken (Baseler Akkord)

Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht ist ein Ausschuss von Bankenaufsichtsbehörden, der 1975 von den Präsidenten der Zentralbanken der Länder der G 10 gegründet wurde. Er setzt sich aus hochrangigen Vertretern der Bankenaufsichtsbehörden und der Zentralbanken von Belgien, Kanada, Frankreich, Deutschland, Italien, Japan, Luxemburg, Niederlande, Schweden, USA und dem Vereinigten Königreich zusammen. Er tritt in der Regel bei der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel zusammen, wo das ständige Sekretariat des Ausschusses seinen Sitz hat.

Der von diesem Ausschuss beschlossene Baseler Akkord (Basel I) regelt seit 1988 auf 40 Seiten die Vorschriften zur Eigenkapitalausstattung der Banken. Seither gilt, dass die risikogewichteten Aktiva der Banken mit pauschal 8 % Eigenkapital unterlegt werden müssen.

Mit dem Änderungskonzept vom Juli 1999 machte sich der Baseler Ausschuss daran, die Eigenkapitalvorschriften nach amerikanischem Vorbild auszurichten. Das Änderungskonzept sieht vor, bei der Eigenkapitalunterlegung künftig die Bonität des Schuldners mehr zu berücksichtigen als bisher. Diese "Bonitätsbeurteilung" sollte ursprünglich ausschließlich durch externe Ratingagenturen wie Moody`s, Standard & Poor oder Fitch Ibca erfolgen, wovon auch amerikanische Banken profitiert hätten, in deren Wirtschaftsraum externe Ratings im Gegensatz zum mittelständisch geprägten Deutschland und Europa üblich sind.

Eng anknüpfend an das Änderungskonzept wurde im Januar 2001 von der EU-Kommission ein völlig verändertes Regelwerk im Umfang von 500 Seiten zur Beschlussfassung vorgelegt.

Die Verabschiedung des so genannten Konsultationspapiers zur Revision des Baseler Eigenkapitalstandards (Basel II) wurde in den letzten Monaten unbeschadet heftiger Kritik des Mittelstandes und auch von Teilen der Kreditwirtschaft insbesondere von den Vertretern der Banken als unabänderliches, quasi naturgesetzliches Ereignis gehandelt.

Entgegen den Erwartungen ist nach Ablauf der Stellungnahmefrist per 31.05.2001 die Beschlussfassung über das sowohl vom Gesamtansatz als auch den daraus folgenden Berechnungsvorgaben für die künftige Ermittlung der erforderlichen Eigenkapitalunterlegung nicht umsetzbare Machwerk am 25.06.2001 um 1 Jahr verschoben worden.

3. Kritik an Basel II

Dem Anspruch nach soll mit den Vorgaben des Baseler Konsultationspapiers eine differenziertere Berücksichtigung der durch Ratings zu ermittelnden unterschiedlichen Risiken des Bankgeschäfts ihren individuellen Niederschlag in den Kreditkonditionen und der jeweils erforderlichen Eigenkapitalunterlegung finden, ohne dass sich an der Eigenkapitalausstattung von im Schnitt 8 % etwas ändert. Die praktische Umsetzung einer Differenzierung nach der Kreditqualität erweist sich jedoch als äußerst komplexes Geflecht einer Vielzahl von Detailproblemen. Dementsprechend ist das mit Basel II hierzu vorliegende Konzept eine Summe zum Teil fragwürdigster Detailregelungen, die nach Inhalt und Umfang weit über ein bankenaufsichtliches Regelwerk hinausgehen. Die Verschiebung der Beschlussfassung ist ein deutliches Indiz dafür, dass deren praktische Anwendung in der vorliegenden Form weder Kreditinstituten noch der Bankenaufsicht möglich sein dürfte.

Im Baseler Akkord liegt nach den Worten des Präsidenten des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, Jochen Sanio, denn auch jede Menge Zündstoff. Aus der Vielzahl der Kritikpunkte kann hier nur eine Auswahl angesprochen werden.

· Der Baseler Akkord etabliert die Bonitätsbeurteilung durch externes oder internes Rating als Kreditvergabevoraussetzung. Per Dekret kommen Banken so an Kundendaten (z.B. neben Steuerbescheiden auch Steuererklärungen der Privatperson), die sie sonst nicht erhalten würden. 


· Externe Ratings durch eine von der Bankenaufsicht anerkannte Ratingagentur sind für die Banken auch bei zusätzlichem internen Rating rechtlich bindend, für die Mehrzahl der KMU aufgrund der hohen Kosten (50,0 - 60,0 TDM plus jährliche Folgekosten) jedoch unbezahlbar. 


· Bei bankinternen Ratings werden die Kosten indirekt über die Konditionen abgewälzt. Nur wenige Geldinstitute informieren die Kunden über die Kriterien, Verfahrensweisen und die Ergebnisse (Noten) des Ratings. Bei einer erstklassigen Bewertung könnte der Kunde bessere Konditionen verlangen und bringt so die Marge der Bank unter Druck. Gerade bei Offenlegung der Ergebnisse spricht dies im Zweifel für eine schlechtere Einstufung durch die Bank. 


· Die internen Ratingverfahren der Banken sind unterschiedlich. Eine Vergleichbarkeit der Kriterien sowie der Ergebnisse ist nicht gegeben. Wegen der für Unternehmer existenziellen Bedeutung und der rechtlichen Konsequenzen der Ratings ist dies völlig inakzeptabel. 


· Beim internen Ratingansatz muss sowohl das tatsächliche Kreditrisiko (unerwarteter Verlust), als auch das über die in den Zinsen enthaltenen Risikoprämien bereits erfasste Risiko (erwarteter Verlust) mit Eigenkapital unterlegt werden. Die aus der Doppelerfassung resultierenden hohen Risikogewichte sind eine sachlich unsinnige Schlechterstellung. 


· Die bei dem internen Rating erfolgende Unterscheidung nach 6 Klassen (Unternehmen, Banken, Staaten, Privatkunden, Projektfinanzierungen, Anteile an Unternehmen) mit unterschiedlichen Kreditrisiko-Eigenschaften hat zur Folge, dass die Banken parallel für jede dieser 6 Klassen ein separates internes Ratingsystem anwenden müssen. Dies ist extrem komplex und mit einem immensen Aufwand verbunden, der auch daraus resultiert, dass gleichzeitig bei jedem Ratingverfahren umfangreiche Kreditrisikoreduzierungsinstrumente gegengerechnet werden. Mit Ausnahme des Segments der Privatkunden muss zusätzlich eine sehr aufwendige permanente Betrachtung des Gesamtportfolios (Granularitätsanpassung) erfolgen. Die praktische Umsetzbarkeit dieser Regelungen muss nicht nur im Hinblick auf die Handhabung durch kleinere und mittlere Kreditinstitute bezweifelt werden. 


· Kredite an KMU sind in dem vorliegenden Regelwerk nicht adäquat berücksichtigt. Die im Gegensatz zu Großkrediten hier gegebene breite Risikostreuung wird nicht als geringeres Risikogewicht bei der Eigenkapitalunterlegung berücksichtigt. Die daraus resultierende Verschlechterung der Kreditvergabe ist sachlich nicht gerechtfertigt und in der Wirkung für den Mittelstand verheerend. 


· Eine Benachteiligung langfristiger Kredite, die künftig mit mehr Eigenkapital unterlegt werden müssen als kurzfristige Ausleihungen, erscheint als völlig absurd und gefährdet insbesondere den Mittelstand in Deutschland. Unternehmensfinanzierungen mit in der Regel 10 Jahren Laufzeit tragen maßgeblich zur Stabilität der wirtschaftlichen Entwicklung bei. Eine Umstellung auf in den USA übliche kurzfristige Kreditlaufzeiten von maximal 1 Jahr ist auch angesichts der extrem niedrigen Eigenkapitalquoten eine ernste Bedrohung der Bestandskraft der KMU und würde Finanzmarktkrisen tendenziell begünstigen. 


· Die Benachteiligung langfristiger Kredite wird durch die deutlich verminderte Berücksichtigung und Anrechnung längerfristiger Kreditsicherheiten verstärkt. Nur Banken, die beim internen Rating den gegenüber der Basismethode komplexeren sogenannten advanced approach anwenden, dürfen künftig alle Formen von Kreditsicherheiten risikomindernd berücksichtigen. Die Mehrzahl der deutschen Banken werden allerdings die einfacher konstruierte Basismethode (foundation approach) verwenden und können künftig nur Schuldverschreibungen gerateter Emittenten, Aktien, bestimmte Investmentanteile sowie gewerbliche Immobilien als Sicherheiten einsetzen. 


· Die Behandlung der gewerblichen Realkredite erscheint nicht schlüssig. So ist sachlich nicht begründbar, weshalb gewerbliche Immobiliendarlehen, wie z.B. Produktions- und Baufinanzierungen, Darlehen, die durch Spezialimmobilien oder durch Freizeitimmobilien besichert sind, Grundstücksfinanzierungen sowie Immobilien, für deren Betrieb eine Konzession erforderlich ist, von der privilegierten 50 %-Anrechnung ausgeschlossen bleiben. 


· Als willkürlich und sachlich fragwürdig erscheint die für so genannte operationelle Risiken (allgemeine Risiken des Bankgeschäfts, Computerausfall, Unterbrechung des Zahlungsverkehrs etc.) geforderte Eigenkapitalunterlegung in Höhe von 20 %. 


· Die Vorschriften von Basel II und die steuerlichen Rahmenbedingungen führen für die Unternehmen in Deutschland zu gravierenden Konflikten und Widersprüchen u.a. bei der Gestaltung des Jahresabschlusses: Ertrag contra Steuern. Der Gewinn, der sich aus der Steuerbilanz ergibt, ist Grundlage der steuerlichen Veranlagung und wird in der Regel möglichst niedrig ausgewiesen. Für ein gutes Rating sollte der Gewinn jedoch möglichst hoch sein und auch eine Thesaurierung von Gewinnen erfolgen. Mittelständische Unternehmen werden trotz unverändertem Steuerrecht gezwungen sein, das Bilanzierungsverhalten im Hinblick auf die Erfüllung hinreichender Kreditzugangsvoraussetzungen zu ändern. 


· Als in der Konsequenz problematisch können sich die umfangreichen Transparenz- und Offenlegungspflichten, z.B. mit der Aufgliederung notleidender Kredite und entsprechender Wertberichtigungen nach Branchen und die Offenlegung tatsächlicher Ausfallraten für jede einzelne Ratingkategorie erweisen. Zum einen würde diese Publizität Problembranchen zusätzlich belasten. Zum anderen ist zu befürchten, dass die Offenlegungspflichten der Übertragung amerikanischer Rechenlegungsgrundsätze in das deutsche Bilanzrecht dienen könnten. 


· Der gesamte Begründungszusammenhang für den Kernansatz der Änderungen ist nicht schlüssig und birgt gravierende Stabilitätsrisiken. Nach dem Konzept der USA sollen mit Basel II künftig nicht nur bei Krediten an Staat und Banken, sondern auch bei Krediten an Privatunternehmen mit hoher Bonität Abschläge bei der Eigenkapitalunterlegung möglich sein. Da der Gesamtplanfond wie bisher 8 % betragen soll, müssen andere Kredite mit sehr hohen Eigenkapitalsätzen (bis zu 50%) unterlegt werden. Begründet wird dies insbesondere damit, dass durch eine risikogewichtete Eigenkapitalunterlegung die Krisenanfälligkeit des Finanzmarktes reduziert werden könne. Tatsächlich hat der Baseler Ausschuss jedoch mit der Differenzierung eine Pandorabüchse aufgemacht. 


· Denn die Kernfrage, wer entscheidet auf wie sicherer Grundlage über Qualität und über Risiko der Bankenforderung, ist nur in der Theorie gelöst. Externe Ratingagenturen wie in den USA stehen dem internen Rating der Banken gegenüber. Letzteres heißt jedoch, dass sich die Bankenaufsicht systematisch in die Beurteilung der Kreditnehmer einmischen muss. Da es auf absehbare Zeit keine europäische Bankenaufsicht geben wird, muss von einem künftigen Wettlauf der nationalen Aufsichtsbehörden ausgegangen werden, "ihren" Finanzinstituten möglichst günstige Bedingungen zu verschaffen. Die logische Folge wäre eine systematische Absenkung der Standards, die letztlich eine Erhöhung der Krisenanfälligkeit des Finanzmarktes begünstigen. Im Ergebnis wird damit das Gegenteil dessen eintreten, was angeblich mit Basel II erreicht werden soll. 

Die Kritik ließe sich fortsetzen. Über die einzelnen Kritikpunkte hinaus sollte jedoch das gesamte Regelwerk in Frage gestellt werden, zumal verlässliche Modellrechnungen über Auswirkungen von internen Ratingverfahren auf die Finanzierungskonditionen bislang nicht vorgelegt werden konnten.

4. Konsequenzen einer Umsetzung von Basel II

Auch ohne verlässliche Modellrechnungen lassen sich die Folgen einer Umsetzung des vorliegenden Regelwerks abschätzen. Neben dem als Strukturwandel in der Kreditwirtschaft umschriebenen Prozess würde mit einer Umsetzung des aktuellen Konsultationspapiers die Kreditfinanzierung für KMU künftig zur Ausnahme von der Regel. Durch Ratings ermittelte Ausfallrisiken führen nach Lage der Dinge für die KMU im günstigsten Fall zu durchschnittlich um 25 % höhere Kreditkosten, in der Mehrzahl der Fälle wird es jedoch trotz aller Beteuerungen voraussichtlich keinen Kredit mehr geben.

Neben einer drastischen Erhöhung der Eigenkapitalquote auf ca. 30 bis 40 % werden Alternativen wie eine Kapitalmarktfinanzierung zur Voraussetzung für ein Überleben der KMU.

Selbst wenn ab sofort durch ein geändertes Steuerrecht Eigenkapitalbildung, Gewinnthesaurierung und Beteiligungskapital massiv gefördert würden, ist bis zu der jetzt für 2005 erwarteten Einführung der neuen Kreditbestimmungen (Basel II) die notwendige Verbesserung der Eigenkapitalausstattung der KMU nicht realisierbar. Auch wenn dies gelingen würde, kann in so kurzer Zeit die Umstellung von einer Kreditfinanzierung der KMU auf eine Kapitalmarktfinanzierung nicht realisiert werden. Weder der Kapitalmarkt noch die Mehrzahl der KMU erfüllen hierfür die Voraussetzungen.

Sofern nicht massiv in diesen Prozess gestaltend eingegriffen wird, werden 20 bis 30 % der deutschen Mittelständler ihre Existenz verlieren. Neben zusätzlich 1,5 Mio. Arbeitslosen erscheint ein Wachstumseinbruch von 3 Prozentpunkten als realistisch. Der Strukturwandel in der Kreditwirtschaft und insbesondere Basel II werden für den Mittelstand und damit die soziale Marktwirtschaft zur ernsten Bedrohung. Zur Erinnerung: der Mittelstand erwirtschaftet mit 44 % der Bruttoinvestitionen und 2/3 aller Arbeitsplätze 52 % der Bruttowertschöpfung und bildet so mit circa 3,3 Mio. Betrieben das Rückgrat der sozialen Marktwirtschaft.

5. Schlussbemerkung: Was ist zu tun?

Mit fundierter Analyse und Kritik hat der BDS/DGV wiederholt gegenüber Politik, Medien und Mittelstand zu den als Basel II bezeichneten Vorstellungen des Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht Stellung bezogen, Änderungen angemahnt und hier in wichtigen Bereichen die Meinungsführerschaft erlangt.

Basel II steht für die Neufassung eines der wichtigsten internationalen Regelwerke der Wirtschaft. Gleichwohl ist der Kenntnisstand bei Unternehmen, Politik, Medien und selbst weiten Teilen der Kreditwirtschaft über Gegenstand, Tragweite sowie einzel- und gesamtwirtschaftliche Auswirkungen und Konsequenzen der drohenden Änderungen nach wie vor ungenügend. Eine Chance dies zu ändern und in die Gestaltung von Basel II einzugreifen ist die am 25.06.2001 verkündete unerwartete Aussetzung des Konsultationsprozesses um ein Jahr.

Der BDS/DGV sieht sich damit in seiner grundlegenden Kritik bestätigt. Es kommt jetzt darauf an, diesen wichtigen Etappensieg der Kritiker von Basel II zu nutzen. Es gilt Unternehmer, Politik und Medien sachgerecht über alle Aspekte zu informieren und zugleich in der gewonnenen Zeit auf die Gestaltung des künftigen bankenaufsichtsrechtlichen Regelwerks im Sinne des deutschen und europäischen Mittelstands Einfluss zu nehmen.

Zudem muss dies selbstverständlich in den Gesamtzusammenhang der Finanzierungs- und Existenzbedingungen der kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU) gestellt werden. Hierzu gehören die Auseinandersetzung mit der so genannten neuen strategischen Orientierung der Mittelstandsförderung des Bundes und den per EU-Richtlinie 2001/C 235/03 verfügten Einschränkungen bei öffentlich gefördertem Beteiligungskapital ebenso wie die akuten steuer- und arbeitsrechtlichen Probleme der Selbständigen.

Der BDS/DGV wird dies mit allem Nachdruck verfolgen, Auftakt und Grundlage hierfür ist diese "Hamburger Erklärung".


Hamburg, 15. September 2001
Rolf Kurz, MdL 
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